
Klage, eingereicht am 22. März 2013 — DTL 
Corporación/HABM — Vallejo Rosell (Generia) 

(Rechtssache T-176/13) 

(2013/C 156/85) 

Sprache der Klageschrift: Spanisch 

Verfahrensbeteiligte 

Klägerin: DTL Corporación, SL (Madrid, Spanien) (Prozessbevoll­
mächtigter: Rechtsanwalt A. Zuazo Araluze) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Anderer Beteiligter im Verfahren vor der Beschwerdekammer: Mar 
Vallejo Rosell (Pinto, Spanien) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer vom 24. 
Januar 2013 in der Sache R 661/2012-4 aufzuheben, mit 
der die Beschwerde gegen die Zurückweisung der Gemein­
schaftsmarkenanmeldung Nr. 8 830 821 („Generia“) für alle 
Waren und Dienstleistungen der Klassen 9, 37, 40, 41 und 
42 sowie für einen Teil der Dienstleistungen der Klasse 35 
zurückgewiesen wurde; 

— gemäß Art. 87 der Verfahrensordnung des Gerichts dem 
HABM und den anderen Beteiligten, die dieser Klage ent­
gegentreten, die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Klägerin. 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „Generia“ für Waren 
und Dienstleistungen der Klassen 9, 11, 35, 37, 40, 41 und 
42 — Gemeinschaftsmarkenanmeldung Nr. 8 830 821. 

Inhaber des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechts: Mar Vallejo Rosell. 

Im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenes Marken- oder Zeichen­
recht: Bildmarke in den Farben grau und weiß mit den Wort­
bestandteilen „Generalia generación renovable“ für Waren und 
Dienstleistungen der Klassen 7, 35 und 40. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Dem Widerspruch wird 
teilweise stattgegeben. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der Beschwer­
de. 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 8 Abs. 1 Buchst. b, Art. 63 Abs. 
2 und Art. 75 der Verordnung Nr. 207/2009. 

Klage, eingereicht am 15. März 2013 — Jaczewski/ 
Kommission 

(Rechtssache T-178/13) 

(2013/C 156/86) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Kläger: Grzegorz Jaczewski (Bielany, Polen) (Prozessbevollmäch­
tigter: Rechtsanwalt M. Goss) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— den Durchführungsbeschluss der Europäischen Kommission 
vom 24. Juli 2012 (bekannt gegeben unter dem Aktenzei­
chen C(2012) 5049) über die Genehmigung der Gewährung 
ergänzender nationaler Direktzahlungen in Polen für das 
Jahr 2012 auf der Grundlage von Art. 132 der Verordnung 
(EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit 
gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungs­
regelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 
247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, mit dem die Anwendung 
der Modulation auf ergänzende nationale Direktzahlungen 
von mehr als 5 000 Euro eingeführt wurde, teilweise für 
nichtig zu erklären. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht der Kläger zwei Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Die Kommission habe dadurch gegen den 
Grundsatz der Normenhierarchie verstoßen, dass sie Maß­
nahmen ergriffen habe, die im Widerspruch zu Art. 132 
der Verordnung Nr. 73/2009 unter Berücksichtigung der 
Anwendung von Art. 7 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 10 
dieser Verordnung stünden, indem sie die Modulation auf 
ergänzende nationale Direktzahlungen angewandt habe, ob­
wohl der Mechanismus der Modulation in den neuen Mit­
gliedstaaten für das Jahr 2012 nicht anwendbar gewesen sei. 

2. Zweiter Klagegrund: Der Gleichbehandlungsgrundsatz und 
Art. 39 AEUV in Verbindung mit Art. 40 Abs. 2 Unterabs. 
2 AEUV seien verletzt worden, da die Anwendung der Mo­
dulation im Bereich der ergänzenden nationalen Direktzah­
lungen dazu führe, dass die den Landwirten in den neuen 
Mitgliedstaaten gezahlten Beträge auf ein Niveau reduziert 
würden, das unter den Beträgen liege, die entsprechenden 
Landwirten in anderen als den neuen Mitgliedstaaten gezahlt 
würden, und beim Erlass des angefochtenen Beschlusses die 
Unterschiedlichkeit der Situationen in den einzelnen Regio­
nen der Europäischen Union nicht berücksichtigt worden 
sei.

DE C 156/46 Amtsblatt der Europäischen Union 1.6.2013


	Klage, eingereicht am 22. März 2013 — DTL Corporación/HABM — Vallejo Rosell (Generia)  (Rechtssache T-176/13)
	Klage, eingereicht am 15. März 2013 — Jaczewski/ Kommission  (Rechtssache T-178/13)

